
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Antragstellend: Bundesvorstand 

 
Antragstext: 
 
Es soll im Grundsatzprogramm ein neuer Punkt bei 3. Gesundheitspolitik hinzugefügt werden: 
„3.3. Drogenpolitik“: 
 
"Drogenkonsum kann sehr gefährlich sein, schwere gesundheitliche Schäden hervorrufen, 
Familien zerstören und zu Kriminalität führen. Daher sollten Aufklärung und Prävention an 
erster Stelle stehen. 
 
Dennoch sollte in der Drogenpolitik eine ganzheitliche Betrachtung stattfinden, welche 
Konsument:innen weder stigmatisiert noch kriminalisiert. 
Denn Menschen, die süchtig nach harten Drogen sind, bedürfen Hilfe. Der Fokus dieser Hilfe 
sollte auf den Problemen der Menschen liegen, welche zum Drogenmissbrauch führen. 
 
Hilfsmöglichkeiten sind Suchtberatungen, Therapieangebote und die Einrichtung von 
Drogenkonsumräumen, wo suchtkranke Menschen z. B. saubere Spritzbestecke bekommen 
und bei Bedarf sofortige medizinische Hilfe. Drogenkonsumräume und andere 
Hilfeeinrichtungen können Leben retten. Auch werden Drogenabhängige so von 
Bahnhofstoiletten oder Spielplätzen weg in eine für sie und alle anderen geschützte 
Umgebung gelenkt. 
 
Sogenannte weiche Drogen (wie Haschisch / Marihuana) richten nachweislich weniger 
Schaden an als z. B. der legale Alkohol. Daher befürworten wir eine wissenschaftlich fundierte 
Freigabe für den Eigenbedarf. Eine Abgabe nach Aufklärung an über 18-Jährige und der 
Anbau von Hanf sollten gesetzlich erlaubt werden, um den Schwarzmarkt auszutrocknen. Auf 
dem illegalen Drogenmarkt sind die Drogen oft gestreckt oder mit stark 
gesundheitsschädlichen Stoffen versetzt. Dies kann durch eine Legalisierung und kontrollierte 
Abgabe verhindert werden. In anderen Ländern sieht man, dass der Konsum durch solche 
Maßnahmen nicht zugenommen hat. 
 
Wir befürworten zudem Angebote zum Drug-Checking, damit Konsument:innen Drogen vor 
dem Konsum auf gesundheitsschädliche Substanzen, falsche Dosierungsangaben oder gar 
falsch deklarierte Substanzen überprüfen können. Gekoppelt an das Angebot sollte eine 
neutrale Beratung über mögliche gesundheitliche Schäden und Risiken stattfinden. Dies kann 
keinen risikofreien Konsum ermöglichen, aber das Risiko für Konsument:innen erheblich 
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reduzieren. 
 
Ein möglicher therapiebegleitete Einsatz von psychoaktiven Substanzen soll evidenzbasiert 
evaluiert werden. Erste Forschungsergebnisse zeigen beispielsweise einen potenziell 
relevanten möglichen Nutzen bei PTBS-Patient:innen. 
 
Der Schutz der Gesundheit und vor Kriminalität stehen natürlich in allen Fällen an erster 
Stelle." 

 

Begründung: 

 

Zu diesem Thema wurde die Tierschutzpartei schon oft befragt. Eine offizielle Position dazu 
fehlte aber bislang. 

 

Unterschriften: 

 

 


